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Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

sehr geehrter Herr Dr. Pfeil, 

sehr geehrte Mitglieder des Rechtsausschusses, 

 
ich bedanke mich für die Möglichkeit, aus der gerichtlichen Praxis (Arbeitsgericht Wesel) zum o.a. 
Gesetzentwurf beitragen zu dürfen. Zur beabsichtigten Umstrukturierung auf der Ebene der ersten 
Instanz nehme ich vorab wie folgt Stellung: 

 

I. Grundsätzlicher Reformbedarf – Inhalt überarbeitungsbedürftig 

Die Arbeitsgerichtsbarkeit ist in NRW bürgernah aufgestellt und mit derzeit 30 Arbeitsgerichten an 
vielen Standorten vertreten. Einige dieser Arbeitsgerichte weisen eine relativ geringe Größe auf, 
die die Gerichte organisatorisch an Grenzen stoßen lassen kann. Daher ist ein Reformbedarf im 
Grundsatz anzuerkennen. Allerdings stößt ein Teil der beabsichtigten Umstrukturierungen auf Be-
denken. Der gegenüber dem Diskussionspapier nur marginal veränderte Gesetzentwurf vom 
16.04.2026 lässt nämlich an einigen Stellen eine ausreichende Berücksichtigung der Interessen 
der von der Reform betroffenen Personenkreise vermissen und führt mit Blick auf die Anzahl der 
beabsichtigten Gerichtstage zum Gegenteil dessen, was mit der Reform beabsichtigt wird. 

Dies ergibt sich v.a. daraus, dass a) bei den Überlegungen zur Zusammenlegung von Gerichten 
gewichtige Interessen der Betroffenen und zielführende Alternativen dem Dogma der Zielgröße 
von acht Kammern untergeordnet werden, und dass b) infrastrukturlose Gerichtstage nicht an-
nährend geeignet sind, den Wegfall eines Arbeitsgerichts zu kompensieren. Daher ist der Gesetz-
entwurf insgesamt – jedenfalls an einigen Stellen – zu überarbeiten, um zu einer Reform mit Au-
genmaß zu gelangen und eine breite Akzeptanz zu ermöglichen. 
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II. „Dogma“ der Zielgröße 

Der Gesetzentwurf versucht, grds. eine Zielgröße von acht oder mehr Kammern pro Gericht zu 
erreichen. Diese Größe darf aber nicht als kategorische Vorgabe gelten. Denn sie führt z.B. beim 
ArbG Wesel und beim ArbG Herne dazu, dass ihr auch Gerichte zum Opfer fallen sollen, die nicht 
die als kritisch angesehene Größe von vier oder weniger Kammern aufweisen (wobei sich das 
ArbG Herne mitten im Ruhrgebiet mit nicht weit entfernten Nachbargerichten befindet, das ArbG 
Wesel jedoch quasi einen „Außenposten“ mitten im nordwestlichen Niederrhein darstellt). Auch 
werden durch ein unbeirrtes Festhalten an der Zielgröße die gebotene Abwägung der widerstrei-
tenden Interessen und das Erreichen einer ausgleichenden Lösung vereitelt. 

Mit Videokonferenzen und alternativen Arbeitsplätzen in der Justiz kann versucht werden, allen-
falls die Auswirkungen von Standortschließungen zu reduzieren. Eine Reform, die auf breite Ak-
zeptanz stoßen soll, muss aber davor ansetzen; übermäßige Nachteile sollten durch ausgewo-
gene Standortentscheidungen gar nicht erst entstehen. Solchen ausgewogenen Entscheidungen 
steht jedoch das Dogma der Zielgröße entgegen. Es muss zumindest dort zurücktreten, wo es 
ansonsten zu einem unangemessenen Abbau des Zugangs zu arbeitsgerichtlichem Rechtsschutz 
in der Fläche käme.  

Dies sollte auch grds. möglich sein, denn bislang wurde nicht konkret dargelegt, dass und warum 
in absehbarer Zukunft nur noch Gerichte ab einer Größe von acht Kammern handlungsfähig sein 
sollen. Und dass ein Abweichen von der Zielgröße – sogar ohne Not – möglich ist, zeigt der Ge-
setzentwurf bei den Arbeitsgerichten Hamm und Bochum, die in Ballungsräumen mit guter Ver-
kehrsanbindung liegen. Wenn der Fortbestand dieser Gerichte ohne ein Erreichen der Zielgröße 
ohne Weiteres möglich ist, warum dürfen dann nicht auch andere Gerichte mit weniger als acht 
Kammern fortbestehen – und zwar aus gutem Grund, nämlich um ganze Regionen wie bspw. den 
nordwestlichen Niederrhein oder Ostwestfalen-Lippe nicht von einem zumutbar erreichbaren Ar-
beitsgericht abzuschneiden. Dies gebietet eine angemessene Berücksichtigung der Interessen 
der Menschen, die in diesen Regionen leben und arbeiten. Dabei handelt es sich nicht nur um die 
Justizbeschäftigten, sondern um einen Großteil der Bürgerinnen und Bürger (Arbeitnehmer/innen, 
Arbeitgeber/innen, Auszubildende, Betriebsrentner/innen und die sie jeweils vertretenden Pro-
zessbevollmächtigten). Diese sind nicht bloß irgendwelche „Stakeholder“ – sie sind die von der 
Reform Betroffenen, die die Folgen der beabsichtigten Gerichtsschließungen schultern müssen. 
Und sie sind diejenigen, für die die Arbeitsgerichte überhaupt existieren, bzw. diejenigen, die den 
bürgernahen und äußerst zügigen Rechtsschutz überhaupt erst ermöglichen. 
 

III. Problem der Gerichtstage 

Sollte die Reform ohne Änderungen erfolgen, wird es nur noch 15 statt bislang 30 Arbeitsgerichte 
geben. Damit wird die jetzige Bürgernähe abgebaut; dies ist die logische Folge, wenn vollwertige 
Arbeitsgerichte geschlossen werden. Zwar mögen Gerichtsschließungen/-zusammenlegungen im 
Rahmen einer im Grundsatz zu begrüßenden Reform angezeigt sein, weil größere Gerichte resi-
lienter sind und weil die Mobilität heute eine andere ist. Allerdings ist jede Standortentscheidung 
kritisch zu hinterfragen, ob die für die Gerichtsverwaltung resultierenden Vorteile gegenüber den 
sich für die Reformbetroffenen ergebenden Nachteilen überwiegen bzw. inwiefern ein angemes-
sener Ausgleich möglich ist. Einen solchen Ausgleich kann ein Gerichtstag nicht leisten. 

Nur ein Arbeitsgericht mit einer Rechtsantragstelle (RAST) ist eine echte erste gerichtliche Anlauf-
stelle für die Rechtssuchenden. Gerade bei (noch) nicht anwaltlich vertretenen Personen ist die 
RAST der eigentliche (im Diskussionspapier in anderem Kontext erwähnte) „Front Desk“. So sind 
beim ArbG Wesel in 2025 ca. 12% der Eingänge über die RAST erfolgt, in 2026 bis Mitte Juni über 
14%, die Tendenz ist seit Jahren steigend1. Das ist bereits ein bedeutender Anteil, allerdings bildet 

                                            
1 Zu erwähnten Zahlen, Fakten und Fundstellen s. die Auflistung am Ende dieser Stellungnahme. 
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diese Statistik nicht die weitere Bedeutung der RAST neben der bloßen Klageerhebung ab: Ab-
gabe von sonstigen form- und fristgebundenen Erklärungen (Klageerweiterung-/rücknahme, Erle-
digungserklärung, Vergleichswiderruf/-zustimmung, Beschwerde, Zwangsvollstreckungsantrag), 
Beantragung eines Dolmetschers, Nachreichen von Unterlagen (Prozesskostenhilfe, vergessene 
Anlagen), Erfragung der Voraussetzungen für eine wirksame Klageerhebung. Zudem geht mit je-
der Schließung eines Arbeitsgerichts neben dieser RAST auch weitere gerichtliche Infrastruktur 
(Gerichtsbriefkasten, Arbeitsplätze etc.) an einen evtl. sehr weit entfernten Standort verloren. 

Dies kann nicht durch Gerichtstage kompensiert werden. Zwar heißt es, dass inkl. der Gerichts-
tage noch viele „Standorte“ verbleiben. Schaut man genauer hin, muss man jedoch feststellen, 
dass ein Gerichtstag den Interessen der Rechtssuchenden und der Justizbeschäftigten nicht ge-
recht wird und kein mit einem Gericht vergleichbarer „Standort“ ist: 

 An einem Gerichtstag finden ausschließlich Verhandlungen statt. Dort ist keine RAST vorhan-
den, ist keine Geschäftsstelle ansässig und ist kein Briefkasten des Arbeitsgerichts eingerichtet. 
Die Klageerhebung, die Abgabe von Erklärungen außerhalb der Verhandlung und sämtlicher 
Schriftverkehr haben (oft form-/fristgebunden) über das entfernte Stammgericht zu erfolgen. 

 Werfen nicht anwaltlich vertretene Parteien, denen das Konzept eines Gerichtstages fremd ist, 
Schriftstücke in den Briefkasten der Justizeinrichtung ein, in deren Räumlichkeiten der Gerichts-
tag stattfindet (i.d.R. AG bzw. LG), werden dadurch etwaige arbeitsgerichtliche Fristen nicht ge-
wahrt, sondern – nach Weitersendung durch das AG / LG bzw. Mitnahme durch den Vorsitzen-
den nach der nächsten Sitzung – erst mit tatsächlichem Zugang beim Arbeitsgericht. 

 Obwohl es das erklärte Ziel der Reform ist, die Gerichtsverwaltungen zu entlasten, bewirken 
Gerichtstage genau das Gegenteil – sie verursachen zusätzlichen Aufwand. Neben Fahrtkos-
ten, die abzurechnen und den Vorsitzenden zu erstatten sind, besteht eine zusätzliche Belas-
tung des Präsidiums darin, dass für eine möglichst gleichmäßige Verteilung der Eingänge auf 
die Kammern am Stammgericht und die Kammern mit einem Gerichtstag zu sorgen ist. Dazu 
müssen die in den festgelegten Zuständigkeiten schwankenden Eingänge fortwährend beo-
bachtet werden, um den Geschäftsverteilungsplan zum Jahreswechsel – bei starken Schwan-
kungen sogar unterjährig und zeitnah – anzupassen. Gleiches gilt, wenn Vorsitzende in Teilzeit 
oder Vollzeit wechseln bzw. mit anderen Arbeitskraftanteilen als ihre Vorgänger/in eine Kam-
mer übernehmen. Aus diesen Gründen können die Zuständigkeiten der Gerichtstage auch nicht 
durch eine Verordnung vorgegeben werden. Anpassungen in der Geschäftsverteilung sind aber 
insgesamt nur möglich, soweit die Größen der Städte oder Gemeinden, für die die Gerichtstage 
zuständig sind, dies überhaupt hergeben. Zudem führen die Veränderungen bei den Beteiligten 
durchaus zu Verwirrung und im Gericht zu erhöhtem Aufwand bei Eintragungen und Statistik. 
Durch die Reform soll es nunmehr sogar Arbeitsgerichte mit drei Gerichtstagen geben und wür-
den auf das ArbG Bielefeld erstmals solche Herausforderungen zukommen. 

 Auch ein weiteres Ziel der Reform, nämlich bei größeren Einheiten eine regelmäßigere Anwe-
senheit im Gericht zum Knowhow-Transfer und kollegialen Austausch zu erreichen (Gesetzent-
wurf, S. 2 oben), dürfte durch die Schaffung von Gerichtstagen jedenfalls auf richterlicher Ebene 
gerade nicht erreicht werden. Denn wegen der weiten Wege zwischen Gerichtstag und Stamm-
gericht werden viele Vorsitzende – je nach Wohnort – nicht mehr die Stammgerichte aufsuchen, 
sondern eher zwischen Gerichtstag und heimischem Arbeitsplatz pendeln.  

 Für die Vorsitzenden, die bislang noch keinen Gerichtstag durchgeführt haben, wird der sit-
zungsbegleitende Support durch die Beschäftigten des Arbeitsgerichts entfallen, denn diese 
werden nicht mehr vor Ort sein. Zudem steht trotz lange abgeschlossener Einführung der eAkte 
jedenfalls an den Gerichtstagen im Bezirk des LAG Düsseldorf das sog. e²A-Caching (Backup-
System bei Ausfall der Internetleitung zur Aufrechterhaltung des Sitzungsbetriebes) bis heute 
nicht zur Verfügung. In diesem Szenario sollen die Vorsitzenden (zusätzliche) Gerichtstage ab-
halten, während die Parteien(vertreter) diese – trotz Forderung eines Erhalts von Gerichtstagen 
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im Rahmen der Verbändeanhörung – zunehmend gar nicht mehr nutzen, sondern v.a. die Gü-
tetermine per Video wahrnehmen. 

 Bei zunehmender Nutzung von Videoverhandlungen wird die Bedeutung von Gerichtstagen 
weiter abnehmen. Daher steht zu erwarten, dass auch diese nach der im Jahr 2035 durchzu-
führenden Evaluierung in nicht unerheblichem Umfang abgebaut werden. 

 

IV. Auswirkungen der Reform (allgemein) 

Wie zuvor aufgezeigt, stellen Gerichtstage keine den Wegfall eines Arbeitsgerichts kompensie-
renden „Standorte“ dar. Daher ist die vom Ministerium zur Darstellung der verbleibenden „Stand-
orte“ erstellte Karte kritisch zu sehen und einer modifizierten Version gegenüberzustellen, die die 
zu erwartende Realität für die Rechtssuchenden und Beschäftigten darstellt: 

  

Karte des Ministeriums                 modifizierte Karte ohne Gerichtstage 

 

Sollte die Struktur der Arbeitsgerichtsbarkeit so 
reformiert werden wie aktuell beabsichtigt, ver-
lören ganze Regionen „ihr“ Arbeitsgericht und 
damit eine feste und verlässliche Anlaufstelle in 
zügig zu klärenden Streitigkeiten. In Ballungs-
räumen mag ein solcher Verlust wegen der vor-
handenen Infrastruktur einfacher auszugleichen 
sein – in der „Fläche“ jedoch nicht und insbe-
sondere nicht durch Gerichtstage (s.o. III.). So 
sind für die nebenstehend rot markierten Berei-
che derzeit noch Arbeitsgerichte zuständig, in 
Zukunft soll sich dort aber keine mehr befinden. 
Arbeitsgerichte sollen künftig nur noch in Bal-
lungsräumen und Großstädten existieren 
(Rhein-Ruhr, Aachen, Münster, Bielefeld). 

Doch auch den Menschen in den rot markierten Regionen darf der Zugang zu arbeitsgerichtli-
chem Rechtsschutz nicht unzumutbar erschwert werden. Die Daseinsvorsorge gilt auch dort und 
nicht nur in Großstädten. Zudem müssen die Arbeitsplätze der Justizbeschäftigten zumutbar er-
reichbar bleiben; gerade Teilzeitbeschäftigte oder Beschäftigte mit körperlichen Einschränkungen 
werden hier vor große Herausforderungen gestellt. 
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Die Rechtssuchenden und Justizbeschäftigten können nicht darauf verwiesen werden, dass die 
Menschen zur Freizeitgestaltung (Sport, Shopping etc.) durchaus lange Wege auf sich nähmen. 
Diese Szenarien sind nicht vergleichbar, denn die Menschen wenden sich nicht aus Vergnügen 
an die Arbeitsgerichte. In aller Regel stehen die Existenzgrundlage und die Lebensplanung eines 
Menschen und seiner Familie auf dem Spiel (Gesetzentwurf, S. 1). Gerade bei Bestandsstreitig-
keiten stehen die Arbeitnehmer/innen gar nicht vor der Wahl, ob und wann sie arbeitsgerichtliche 
Hilfe in Anspruch nehmen; sie müssen bei Erhalt einer schriftlichen Kündigung oder Ablauf einer 
Befristung innerhalb von drei Wochen Klage erheben, da ansonsten die Wirksamkeit der Been-
digung fingiert wird (vgl. § 4 KSchG u. § 17 TzBfG, jeweils i.V.m. § 7 KSchG). Um dies und eine 
zügige, interessengerechte Lösung des Konflikts (vgl. §§ 9 Abs. 1, 54 Abs. 1 u. 6, § 57 Abs. 2 
ArbGG) zu gewährleisten, müssen die Arbeitsgerichte gut und schnell erreichbar sein – und zwar 
für alle Beteiligten sowie unabhängig von ihrem Wohnort und ihren persönlichen, sprachlichen 
oder finanziellen Möglichkeiten. Daher kann weder auf Zumutbarkeitsgrenzen aus der Arbeitsför-
derung verwiesen werden noch auf die bestehende Entfernung zum LAG; nur ein Bruchteil der in 
erster Instanz verhandelten Sachen findet den Weg dorthin, zudem besteht dort Anwaltszwang 
und es finden keine gesonderten, zügig zu bestimmenden Gütetermine statt. 

Auch stellt eine weit entfernte RAST insbesondere diejenigen vor ein ernstes Problem, die Kinder 
oder Angehörige zu betreuen haben, nur den Mindestlohn beziehen oder gar nicht über ein Auto 
verfügen (weil sie es sich schlichtweg nicht leisten können) bzw. der deutschen Sprache nicht 
oder nur eingeschränkt mächtig sind. Auch können die sich durch die Reform teilweise ergeben-
den Entfernungen nicht damit gerechtfertigt werden, dass man nur selten mit dem Arbeitsgericht 
zu tun habe. So kommt es durchaus vor, dass ein Streit eskaliert und mehrere Verfahren durch-
laufen werden (Abmahnung, Kündigung, Annahmeverzugslohn, Zeugnis) und dass Arbeitge-
ber/innen immer wieder oder von mehreren Beschäftigten parallel verklagt werden. Insbesondere 
Prozessbevollmächtigte müssen mehrmals pro Woche – teils mehrmals pro Tag – das Arbeitsge-
richt aufsuchen, so dass die Sachverständige Dr. Schulze Zumkley am 21.01.2026 zutreffend da-
rauf hinwies, dass zunehmend die Frage nach der Rentabilität des Mandats aufkommen werde. 

Ferner müssen die Justizbeschäftigten – trotz Homeoffice – an mehreren Tagen pro Woche das 
Arbeitsgericht aufsuchen, da viele Arbeiten auch in Zeiten des elektronischen Rechtsverkehrs vor 
Ort zu erledigen sind (Posteingangsbearbeitung, Scannen, schriftliche Korrespondenz mit nicht 
vertretenen Parteien, Zustellung von Klagen / Schriftsätzen, o.a. Aufgaben der RAST etc.). 

Sozial- und Verwaltungsgerichte mögen zwar mit weniger Standorten auskommen, allerdings 
sind diese mit der Arbeitsgerichtsbarkeit nicht vergleichbar. Wie zuvor ausgeführt, geht es bei 
den Arbeitsgerichten um eine zügige Konfliktlösung, damit die Parteien schnell Rechtsfrieden für 
die weitere Zusammenarbeit bzw. Klarheit bzgl. ihrer Trennung erhalten. Individuell zugeschnit-
tene und schnelle gütliche Lösungen sind vor den Arbeitsgerichten aber insbesondere deshalb 
möglich, weil dort Zivilrecht verhandelt wird und im Urteilsverfahren der Beibringungsgrundsatz 
gilt, während es bei den Sozial- und Verwaltungsgerichten um Fragen des öffentlichen Rechts 
geht und der Amtsermittlungsgrundsatz gilt (vgl. §§ 86 VwGO, 103 SGG). Zudem muss vor dem 
Arbeitsgericht bei Klageerhebung und schriftsätzlichem Vortrag teilweise besondere Sorgfalt an 
den Tag gelegt werden; zwar kann eine Kündigung grds. recht einfach angegriffen werden, aber 
außerhalb von § 1 KSchG oder § 626 BGB sowie insbesondere bei Zahlungsklagen muss eine 
konkrete Begründung unter ordnungsgemäßem Beweisantritt erfolgen. 
 

V. Auswirkungen der Reform am Beispiel des ArbG Wesel 

1. Darstellung eines gemeinsamen Bezirks (ArbG Duisburg und ArbG Wesel) 

Das ArbG Wesel ist zuständig für die Kreise Wesel und Kleve und hat damit eine herausragende 
Bedeutung für den nordwestlichen Niederrhein. Es deckt nämlich eine immense Fläche ab (41% 
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der Gesamtfläche des aktuellen Bezirks des LAG Düsseldorf), in der deutlich mehr Menschen 
leben (779.936) und mehr sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze (ca. 254.000) vorhanden 
sind als im Bezirk des ArbG Duisburg (502.000 Einwohner, ca. 180.000 Arbeitsplätze).  

Bei einer Zusammenlegung mit dem ArbG Duisburg ergäbe sich also ein riesiger Bezirk mit 
Stammgericht und RAST in südöstlicher Randlage; in Wesel/Kleve würden lediglich Verhandlun-
gen stattfinden. Die Grenzen des Zumutbaren hat der Präsident des LAG Hamm gegenüber dem 
Rechtsausschuss am 12.11.2025 mit einem Mehraufwand von 20 km und am 21.01.2026 mit ei-
nem Gesamtaufwand von 60 km beschrieben. Da Gerichtstage mangels RAST ein Arbeitsgericht 
nicht ersetzen können und weil es auch um die Arbeitswege der Beschäftigten geht, müssen diese 
Erwägungen auch und insbesondere für die Entfernung zum Stammgericht gelten. Daher ergäben 
sich teilweise unzumutbar lange Anfahrtswege und -zeiten, bspw.: 

 

Von Emmerich-Elten nach Wesel 
sind es aktuell 46,6 km (blau 
oben), nach Duisburg wären es 
80,6 km (rot oben).  

Mehraufwand: + 34 km. 

Von Kranenburg nach Wesel 
sind es derzeit 53,5 km (blau 
mittig), nach Duisburg wären es 
81,4 km (rot unten).  

Mehraufwand: + 27,9 km.  

Der Zeitaufwand im ÖPNV von 
z.B. Kranenburg nach Duisburg 
liegt bei 2:15 bis 2:45 Stunden – 
pro Fahrt (!). Er ist deutlich höher, 
wenn (wie zuletzt regelmäßig, s. 
RE 10) Verbindungen ausfallen. 

 

Gerade für Beschäftigte und v.a. Teilzeitbeschäftigte, die mehrmals pro Woche das Gericht auf-
suchen, sind Arbeitswege von täglich rund 160 km mit dem PKW oder rund 5 Stunden mit dem 
ÖPNV nicht zumutbar. Daher haben viele dieser gut ausgebildeten Kräfte bereits bekundet, im 
Falle einer Zusammenlegung nicht mitzugehen. Auch einige Ehrenamtliche Richter/innen halten 
diese Wege für zu lang und befürchten eine abnehmende Bereitschaft für dieses Ehrenamt. 

Auch verdeutlicht die Karte die absurde Randlage des ArbG Duisburg in einem zusammengeleg-
ten Bezirk. Für diese Standortentscheidung gibt es im Gesetzentwurf keine nachvollziehbare Be-
gründung. Zudem würde das mit mehr richterlichen Arbeitskraftanteilen, mehr Eingängen und 
mehr Beschäftigten größere ArbG Wesel aufgelöst und dem kleineren ArbG Duisburg zugeschla-
gen werden. Mit dem nun zusätzlich vorgesehenen Erhalt des GT Kleve wird diese Standortent-
scheidung noch absurder, denn in einem Gerichtsbezirk sollte sich wie bislang das Stammgericht 
in möglichst zentraler Lage befinden (d.h. hier: in Wesel) und sollte mit einem Gerichtstag oder 
Außenkammern allenfalls eine besondere, weit entfernte Randlage abgedeckt werden. 

Verschärfend kommt hier hinzu, dass wegen der nördlich und westlich angrenzenden Nieder-
lande und der Schließung des ArbG Krefeld im Süden ein Ausweichen auf die RAST eines ande-
ren ArbG jedenfalls für die im Kreis Kleve und im südwestlichen Kreis Wesel ansässigen Men-
schen nicht möglich wäre.  
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Die aus der Stellungnahme der am 21.01.2026 angehörten 
Sachverständigen Heikamp entnommene, mit einer Schwärzung 
der Weseler und Krefelder Bezirke versehene Karte zeigt, dass 
eine immense Fläche ohne Arbeitsgericht, ohne RAST und ohne 
Arbeitsplätze für die die Justizbeschäftigten verbliebe, die 53% 
der Fläche des aktuellen Bezirks des LAG Düsseldorf entspricht 
und in der knapp ein Viertel (24%) seiner Bevölkerung lebt. Mehr 
als die Hälfte der Fläche des aktuellen LAG-Bezirks wäre damit 
arbeitsgerichtsfrei. 

 

2. Fehlende Erforderlichkeit der Schließung des ArbG Wesel 

Nach allem ist hier eine Ausnahme vom Dogma der Zielgröße zu machen und das ArbG Wesel 
als eigenständiges Gericht zu erhalten: 

 Der Bezirk ist sehr groß, weite Strecken sind zurückzulegen (Hinweise zur Fläche und zu den 
Strecken s.o.); die Infrastruktur (v.a. der ÖPNV) ist schlechter ausgebaut als in Ballungsräu-
men. Das kategorische Verfolgen der Zielgröße sprengt hier die Grenzen des Zumutbaren. 

 Die Kreise Wesel und Kleve sind zwar geographisch eher ländlich geprägt, sind aber eine pros-
perierende Wirtschaftsregion (wie am 21.01.2026 vom Sachverständigen Grütering unter Hin-
weis auf den neuen Rheinmetall-Standort ausgeführt; aktuell ist für Weeze jedoch das Stamm-
gericht Wesel und nicht der GT Kleve zuständig); hier ist die Anzahl der Erwerbstätigen von 
2014 bis 2024 um 3,5% (Kreis Wesel) bzw. sogar um 8,4% (Kreis Kleve) angestiegen. 

 Das ArbG Wesel unterfällt mit seinen fünf Kammern nicht der als kritisch angesehenen Größe 
von vier oder weniger Kammern. Es ist eine gut eingespielte und funktionierende Einheit, die 
im Falle einer Verlegung nach Duisburg voraussichtlich viele Beschäftigte verlieren wird. 

 Eine Zusammenlegung mit einem anderen Gericht zur Vertretung bei Personalausfällen ist je-
denfalls im nichtrichterlichen Bereich wegen der vollständig eingeführten elektronischen Akte 
gar nicht erforderlich. Denn mit der eAkte ist es möglich, dass die Gerichte einander „remote“ 
aushelfen. So haben in der Vergangenheit bspw. Servicekräfte des ArbG Wesel durch einfa-
ches Aufschalten am PC in Wesel oder gar im Homeoffice beim ArbG Duisburg erfolgreich 
ausgeholfen und wurde das ArbG Wesel in gleicher Weise von Rechtspflegern/innen anderer 
Gerichte unterstützt. Zuletzt hatte auch das ArbG Wuppertal trotz seiner Größe Unterstützungs-
bedarf; Kostenbeamte/innen haben dazu „remote“ von Wesel aus ausgeholfen. 

 Personalausfälle im richterlichen Bereich konnten bislang – auch wegen der immerhin gegebe-
nen Größe des ArbG Wesel und trotz zweier Gerichtstage – erfolgreich bewältigt werden; je-
denfalls rechtfertigt dies nicht die Schließung des Gerichts mit den sich ergebenden Nachteilen. 

 Der Gesetzentwurf nimmt auf den Jahresbericht 2018 des Landesrechnungshofes Bezug. Al-
lerdings wurde dort (S. 141 ff.) die Beibehaltung des ArbG Wesel vorgeschlagen. 

Es bedarf also – auch wenn die Zusammenlegung ganz kleiner Gerichte weiterhin angezeigt sein 
mag – gar nicht überall der Erreichung der Zielgröße und der dazu verfolgten Schließung gut funk-
tionierender Gerichte. Jedenfalls dann nicht, wenn – wie hier am Beispiel Wesel zu sehen – durch 
die Schließung eines Gerichts, das nicht einmal der als kritisch angesehenen Größe unterfällt, 
eine sehr große, den Interessen der Rechtssuchenden, Verfahrensbeteiligten und Justizbeschäf-
tigten zuwiderlaufende arbeitsgerichtsfreie Fläche zurückbliebe. 
 

3. Unklare Umsetzbarkeit der beabsichtigten Reform am Beispiel des ArbG Wesel 

Das ArbG Wesel verfügt über fünf Kammern (zwei davon an den Gerichtstagen Kleve und Moers), 
von denen nach aktueller Planung vier Kammern (denn eine Kammer wäre weiter für den GT 
Kleve zuständig) anderweitig unterzubringen wären. Da an den Arbeitsgerichten Gütetermine und 
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Kammertermine an unterschiedlichen Tagen stattfinden, benötigt jede Kammer zwei Sitzungstage 
pro Woche. Eine Weiternutzung der jetzigen Liegenschaft in Wesel nur mit den Sitzungssälen (das 
Personal und der Wachtmeister wären in Duisburg) wäre unsinnig, so dass der Gerichtstag Wesel 
im Amtsgericht Wesel abzuhalten wäre. Dieses und das ArbG Duisburg müssten zusätzlich Säle 
mit Beratungszimmern für insgesamt acht Sitzungstage pro Woche zur Verfügung stellen, wobei 
die Verteilung davon abhängig sein wird, wie viele Kammern für einen GT Wesel zuständig wären. 
Ob dies möglich ist und beim Entwurf der Reform überhaupt geprüft wurde, konnte mir bislang 
nicht beantwortet werden. Zudem verfügt das ArbG Duisburg nach meiner Kenntnis aktuell über 
nur zwei Sitzungssäle (für seine eigenen vier Kammern); etwaige Baumaßnahmen / Anmietungen 
müssten bis Ende 2027 abgeschlossen sein und werden – zusätzlich zu den Umzugskosten –
erhebliche Kosten verursachen. Und schließlich wird der Direktor des ArbG Wesel voraussichtlich 
zum Ende dieses Jahres in den Resturlaub und sodann in den Ruhestand eintreten; sollte dessen 
Stelle nicht nachbesetzt werden, wäre das ArbG Wesel faktisch ein Jahr lang ohne Direktor. 

 

VI. Zusammenfassung und Alternativideen 

Der Gesetzentwurf ist an sich gut gemeint, dürfte aber hinsichtlich einzelner Standortentscheidun-
gen und hinsichtlich der Anzahl an Gerichtstagen zu überarbeiten sein: 

 Infrastrukturlose Gerichtstage können einmal aufgegebene Arbeitsgerichte nicht ersetzen. Zu-
dem wird durch das Favorisieren von Gerichtstagen das eigentliche Reformvorhaben verwäs-
sert und das bewährte System der gerichtlichen Präsenz (gut erreichbares Arbeitsgericht; GT 
nur im Randbereich, soweit erforderlich) auf den Kopf gestellt. Denn nach der Reform würden 
in erster Instanz nur 15 Arbeitsgerichte verbleiben und ihnen gegenüber würden 19 Gerichts-
tage bestehen, deren Bedeutung wegen zunehmender Videoverhandlungen weiter abnehmen 
wird. Dies ist umso unverständlicher, wenn damit argumentiert wird, dass die Menschen grds. 
ohnehin nur einmal im Leben mit dem Arbeitsgericht zu tun haben: Wenn das der Fall sein 
sollte und die Menschen daher auch mal längere Strecken auf sich nehmen sollen, warum wird 
dann in diesem Umfang an den infrastrukturlosen Gerichtstagen festgehalten und werden sogar 
noch zusätzliche geschaffen? 

 Stattdessen sollten einzelne Arbeitsgerichte als solche erhalten bleiben oder sollten in bestimm-
ten Regionen Außenkammern verbleiben, um den Menschen zumindest den wichtigeren (frist-
wahrenden) Zugang zum arbeitsgerichtlichen Rechtsschutz nicht zu erschweren. 

 Denn die Verfahrenszahlen steigen deutlich (lt. Presseerklärung des DRB NRW v. 28.05.2026 
um 10% gegenüber 2025 bei einer aktuellen Belastungsquote von 119,03%. Dies kann ich für 
das ArbG Wesel und insbesondere den GT Moers bestätigen (s. die Zahlen a.E.). Umso mehr 
werden jetzt und in absehbarer Zukunft gut erreichbare Arbeitsgerichte mit RAST benötigt. 

 Auf S. 148 des Jahresberichts 2018 des Landesrechnungshofes, auf den auch der vorliegende 
Gesetzentwurf Bezug nimmt, wird zur damaligen Position des Ministeriums ausgeführt, man sei 
sich der vergleichsweise breiten Aufstellung der Arbeitsgerichtsbarkeit bewusst, werde aber 
nicht 14 Gerichtsstandorte aufgeben, weil die Struktur „historisch gefestigt“ und „die Arbeitsge-
richtsbarkeit in ihrer Flächenausdehnung und ihrer besonderen regionalen Präsenz allseits an-
erkannt“ sei. Nun soll diese allseits anerkannte, besondere regionale Präsenz überholt sein und 
es sollen sogar 15 vollwertige Gerichtsstandorte in erster Instanz aufgegeben werden. 

 Auch die Justizbeschäftigten sind auf zumutbar erreichbare Arbeitsplätze angewiesen. Dies ist 
insbesondere für Teilzeitkräfte und Beschäftigte mit körperlichen Einschränkungen nicht gege-
ben, wenn teilweise für die Arbeitswege am Tag mehr als 100 km mit dem PKW oder fast fünf 
Stunden mit dem ÖPNV zurückgelegt werden müssen. Hier sei an den aktuellen Koalitionsver-
trag erinnert, wo es in Zeilen 4204 f. heißt: „Wir wollen eine Justiz mit flexiblen und familien-
freundlichen Arbeitszeiten und -bedingungen für alle Justizangehörigen.“. 
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Sinnvolle Änderungen am ursprünglichen Reformvorschlag sind bislang nicht hinreichend erfolgt, 
ein weiteres Ausstreuen von Gerichtstagen löst nicht das Problem des unwiederbringlichen Weg-
falls von bis zu 50% vollwertiger Arbeitsgerichte. Zumindest für den Bezirk des LAG Düsseldorf 
wurde seitens des ArbG Wesel im Rahmen des Beteiligungsprozesses bereits im Juli 2025 ein 
Alternativvorschlag unterbreitet. Dieser entsprach dem Vorschlag des Landesrechnungshofes aus 
dem Jahresbericht 2018 (Erhalt des ArbG Wesel, Zusammenlegung der Standorte Duisburg, 
Oberhausen und Essen zu einem Arbeitsgericht). Der Leitung des ArbG Wesel wurde im Oktober 
2025 lediglich mitgeteilt, dass der Vorschlag nicht weiter verfolgt werde. 

Es sollte nunmehr ein Weg gefunden werden, der das Ziel der Reform verfolgt (Resilienz der Ver-
waltung der Arbeitsgerichte, Verhinderung von Problemen bei ganz kleinen Gerichten), aber – 
ohne ein kategorisches Beharren auf der Zielgröße – auch das Interesse der Rechtssuchenden 
und der Beschäftigten an nicht zu langen Wegen sowie die Bedenken der richterlichen Interes-
senvertretungen gegenüber zu vielen Gerichtstagen jeweils angemessen berücksichtigt. Würden 
einzelne Gerichte als solche oder zumindest als Außenkammern erhalten bleiben, könnte ein an-
gemessener Ausgleich erzielt werden, da so eine RAST, arbeitsgerichtliche Infrastruktur und Ar-
beitsplätze vor Ort verblieben und zu viele Gerichtstage vermieden würden. Hierzu sollen nach-
folgend – mit einem Schwerpunkt im Düsseldorfer LAG-Bezirk – Anregungen unterbreitet werden, 
die diskussionswürdig erscheinen. 

So könnte im Bezirk des LAG Hamm das ArbG Rheine (als Gericht oder Außenkammern) erhal-
ten bleiben, um das nördliche Münsterland abzudecken, könnten in Minden (wie bereits am 
21.01.2026 vom Sachverständigen Nottmeier vorgeschlagen) Außenkammern verbleiben, könn-
ten die Arbeitsgerichte Detmold und Paderborn in Paderborn zusammengelegt werden, um den 
Süden Ostwestfalen-Lippes abzudecken und könnten in Arnsberg zumindest Außenkammern be-
stehen bleiben, um eine RAST und erreichbare Justizarbeitsplätze im Sauerland zu gewährleisten. 
Eine RAST in Bielefeld bzw. in Hamm lägen nämlich fast 100 km von Warburg (OWL) bzw. Win-
terberg (Sauerland) entfernt. 

Im Bezirk des LAG Düsseldorf sollte das ArbG Wesel für die große Fläche des nördlichen Nie-
derrheins als eigenständiges Gericht bestehen bleiben. Im Ruhrgebiet könnte dann ein Zusam-
menschluss der Gerichte in Duisburg, Oberhausen und Essen zu einem sehr resilienten Arbeits-
gericht „Ruhrgebiet West“ erfolgen, z.B. an einem zentralen Standort in Oberhausen (wie kürzlich 
auch seitens der SPD in die Diskussion eingebracht wurde). Die bzgl. Wesel geschilderten  Prob-
leme ergäben sich hier nicht in so krasser Weise, da diese Gerichte mit flächenmäßig kleinen 
Bezirken im Ballungsraum Ruhrgebiet nur 11-15 km voneinander entfernt liegen. Alternativ könnte 
nur das ArbG Oberhausen mit dem ArbG Duisburg zusammengelegt werden, zumal es sich beim 
ArbG Essen (nach Düsseldorf und Wuppertal) bereits um das drittgrößte ArbG des Düsseldorfer 
Bezirks handelt. Oder das ArbG Oberhausen (zuständig für Oberhausen und Mülheim an der 
Ruhr) könnte sowohl mit dem ArbG Duisburg (Übernahme der Zuständigkeit für Oberhausen) als 
auch dem ArbG Essen (Übernahme der Zuständigkeit für Mülheim) vereinigt werden. In Krefeld 
könnten Außenkammern des ArbG Mönchengladbach mit RAST und Justizarbeitsplätzen und mit 
Zuständigkeit u.a. für Neuss eingerichtet werden, was den GT Neuss entfallen lassen könnte. 

In einem weiteren Schritt sollte dann sehr kritisch geprüft werden, welche Gerichtstage in dieser 
Struktur noch zwingend erforderlich sind. 

Die nachfolgenden Darstellungen sind als reine Ideensammlung zu verstehen. Es wäre zu diskutieren, 
inwiefern die Anregungen aufgegriffen und ggf. kombiniert werden können, um auch mit Blick auf das 
Verfahrensaufkommen eine stimmige Gesamtlösung zu erreichen: 
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K = Arbeitsgericht 
 = Auswärtige Kammern (AK) 
 = Gerichtstag 

__________________________________ 

 
 

17 Arbeitsgerichte 
     - Erhalt Wesel, Rheine, Paderborn 
     - Zusammenlegung von Duisburg,  
       Oberhausen und Essen 

15 davon mit AK 

11 Gerichtstage 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
16 Arbeitsgerichte 
     - Erhalt Wesel, Paderborn 
     - Zusammenlegung von Duisburg,  
       Oberhausen und Essen 

16 davon mit AK 

10 Gerichtstage 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
17 Arbeitsgerichte 
     - Erhalt Wesel, Paderborn 
     - Zusammenlegung von Duisburg  
       und Oberhausen 

16 davon mit AK 

16 Gerichtstage 
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Mit einer solchen Aufrechterhaltung bestimmter Standorte als Gerichte bzw. Außenkammern 
wären der Zugang zum arbeitsgerichtlichen Rechtsschutz (RAST und übrige gerichtliche In-
frastruktur) und viele Justizarbeitsplätze noch zumutbar erreichbar. Zudem würden die Vorsit-
zenden für viele Sitzungen weiter personellen Support vor Ort und bewährte Technik nutzen 
können. Auch würde eine Anwesenheit der Beschäftigten aller Dienstzweige zum kollegialen 
Austausch im Gericht / am Standort von Außenkammern wahrscheinlicher. Aufgrund der Prä-
senz dieser Standorte „in der Fläche“ könnte die Anzahl der infrastrukturlosen Gerichtstage 
deutlich reduziert werden, um die Gerichtsverwaltungen/Präsidien zu entlasten und auch über 
die Evaluation im Jahr 2035 hinaus verlässliche, gut ausgebaute und arbeitsfähige Strukturen 
vorzuhalten. Die geringere Anzahl an Gerichtstagen würde – anders, als andersherum – durch 
die Aufrechterhaltung vollwertiger Arbeitsgerichte bzw. durch das Fortbestehen als Außen-
kammern durchaus kompensiert werden. 

 

VII. Fazit 

Gerichtstage können Arbeitsgerichte nicht ersetzen, denn sie bieten keine RAST, keine Ar-
beitsplätze für die Justizbeschäftigten und keine arbeitsgerichtliche Infrastruktur. Bei schwä-
chelnder Konjunktur und steigenden Verfahrenszahlen  werden vollwertige Arbeitsgerichte ge-
braucht – auch und gerade in der Fläche. Die Reform würde in der aktuellen Ausgestaltung 
aber in bestimmten Regionen zum Rückzug der Arbeitsgerichte aus dieser Fläche führen. 
Mehr Gerichtstage als Arbeitsgerichte verschärfen dieses Problem, stellen das bewährte Sys-
tem der gerichtlichen Präsenz auf den Kopf und verursachen – obwohl die Reform zu einer 
Entlastung führen soll – zusätzliche Aufwände.  

Der im Grundsatz gut gemeinte Gesetzentwurf muss daher hinsichtlich einzelner Standortent-
scheidungen und der Anzahl der Gerichtstage grundlegend überarbeitet werden, und zwar 
ohne das Dogma der Zielgröße dort, wo es zu unverhältnismäßigen Folgen führt. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Christian Kallos 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 

 
 

______________ 
Zu den erwähnten Zahlen und Fundstellen vgl. die nachfolgenden Angaben: 
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Anteil der RAST-Eingänge beim ArbG Wesel nach gerichtsinterner Statistik: 293 bei 2.452 Eingängen in 2025 
= 11,95%; 233 bei 1.397 Eingängen in 2026 bis 15.06.2026 = 14,2%; lt. Antwort auf die Kleine Anfrage der Ab-
geordneten Bongers v. 04.03.2026 (Drs. 18/18462; Direktlink s. a.E.) 237 bei 2.199 Eingängen in 2023 (=10,7%), 
249 bei 2.324 Eingängen in 2024 (=10,7%), 302 bei 2.416 Eingängen in 2025 (=12,5%); steigende Tendenz.     

Übersichtskarte des Ministeriums (PDF) abrufbar unter https://www.justiz.nrw.de/arbeitsgerichtsbarkeit-der-
zukunft (am Ende der Seite). 

Bezirk des ArbG Wesel = 41% der Fläche des LAG-Bezirkes Düsseldorf: Fläche der Kreise Kleve und Wesel: 
1.042,81 km² + 1.232,99 km² = 2.275,8 km², Fläche des LAG-Bezirks: Regierungsbezirk Düsseldorf (5.292,34 km²) 
+ Leichlingen (37,26 km²) + Burscheid (27,33 km²) + Wermelskirchen (74,8 km²) + Radevormwald (53,86 km²) + 
Hückeswagen (50,52 km²) + Leverkusen (78,87 km²) = 5.614,98 km²; Zahlen aus wikipedia. 

Einwohner- und Arbeitsplatzzahlen: Einwohner: 779.936 (Kreise Wesel + Kleve) – 502.000 (Duisburg), Fläche: 
2.275 km² (Kreise Wesel + Kleve) – 232,8 km² (Duisburg), Einwohner- und Flächenwerte aus wikipedia; sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigungen (Zahlen aus https://www.arbeitsagentur.de/vor-ort/datei/ama012026 
_ba263541.pdf, S. 16 für Duisburg bzw. https://www.arbeitsagentur.de/vor-ort/wesel/statistik für Wesel/Kleve; 
vgl. insgesamt auch https://www.arbeitsagentur.de/vor-ort/datei/ama2025-barrierefrei_jb2025_ba264531.pdf): 
253.619 (Kreise Wesel + Kleve) – 179.779 (Duisburg); Anteil Duisburgs an einem gemeinsamen Bezirk daher 
39% (Einwohner), 9% (Fläche), 41% (Arbeitsplätze). 

Zuwachs der Erwerbstätigen in den Jahren 2014 bis 2024 in den Kreisen Kleve (+8,4%) und Wesel (+3,6%): 
https://www.it.nrw/nrw-anstieg-der-erwerbstaetigenzahl-im-10-jahres-vergleich. 

Wegstrecken ermittelt über die Routenplanung von Google Maps, Aufwand im ÖPNV über den DB Navigator. 

Größe der Arbeitsgerichte Duisburg und Wesel: 16 Beschäftigte in Duisburg (davon 4 Vorsitzende), 20 in 
Wesel (davon 5 Vorsitzende), vgl. dazu Anlage 1 der Antwort auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Bongers 
v. 04.03.2026 (Drs. 18/18462; Direktlink a.E.).  

Vergleich der Eingangszahlen Wesel – Duisburg (Urteilsverfahren):  

WES: 2.199 in 2023, 2.324 in 2024, 2.439 in 2025 (lt. o.a. Drs.: 2.416), 701 in Q1/26, 255 in 4/26, 343 in 5/26 

DU:  1.790 in 2023, 1.900 in 2024, 2.299 in 2025 (lt. o.a. Drs.: 2.296), 633 in Q1/26, 184 in 4/26, 307 in 5/26. 

Überwiegender Anteil der Bestandsstreitigkeiten: Statistik herunterladbar unter https://www.destatis.de/DE/ 
Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/statistischer-bericht-arbeitsgerichte-
2100280247005.html (Tabellenblatt 24281-04, Summe der lfd. Nrn. 11, 17, 18 19 im Verhältnis zur lfd. Nr. 1). 

Arbeitsgerichtsfreie Fläche von 53% des LAG-Bezirks Düsseldorf bei Schließung der Arbeitsgerichte Wesel 
und Krefeld: Kreise Kleve/Wesel (s.o.: 2.275,8 km²) + Stadt Krefeld (137,78 km²) + Kreis Viersen (563,27 km²) = 
2.976,85 km² im Verhältnis zu 5.614,98 km² (s.o.) / rund 24% der Bevölkerung: Kreise Wesel und Kleve (779.936) 
+ Krefeld (231.406) + Kreis Viersen (297,857) = 1.309.199 im Verhältnis zur Bevölkerung des LAG-Bezirks (Ein-
wohner des Regierungsbezirks Düsseldorf + der o.a. Gemeinden: 5.530.730) = 23,67%; Zahlen aus wikipedia. 

Jahresbericht 2018 des Landesrechnungshofes NRW abrufbar unter: https://lrh.nrw.de/wp-content/uploads/ 
2023/02/LRH_ NRW_Jahresbericht_2018.pdf. 

Steigende Verfahrenszahlen: s. o.a. Fundstellen zur Statistik; Presseerklärung des DRB NRW vom 28.05.2026: 
https://www.drb-nrw.de/nachrichten-1/meldungen-des-landesverbandes/nachricht/news/presseerklaerung-vom-
28052026; Entwicklung der Eingänge in Urteilsverfahren beim ArbG Wesel: 1.910 in 2022, 2.199 in 2023, 2.324 
in 2024, 2.439 bzw. 2.416 in 2025; nach der gerichtsinternen Statistik sind im ersten Quartal 2026 beim ArbG 
Wesel bereits 701 Urteilsverfahren eingegangen (hochgerechnet auf das Jahr = 2.804 zu erwartende Eingänge 
in 2026); bis 15.06.2026 erfolgten 1.397 Eingänge in Urteilsverfahren (hochgerechnet auf das Jahr: 3.048). 

Direktlink zur Stellungnahme der Sachverständigen Heikamp (18/3289, PDF):  https://www.landtag.nrw.de/ 
portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST18-3289.pdf. 

Für weitere Zahlen s. die Antwort (Drs. 18/18462) auf die Kleine Anfrage 7297 der Abgeordneten Bongers 
(SPD), Drs. 18/17987; Direktlink: https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/ 
MMD18-18462.pdf. 


